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bereits Anfang der 1990er Jahre von „Über-
forderten Nachbarschaften“ sprach. Und 
sie hat ihre Anstrengungen kontinuierlich 
intensiviert – Stichworte wie Sozial- und 
Quartiersmanagement belegen dies.

Die Politik müsste dies endlich angemes-
sen honorieren und vor allem auch die Lö-
sungsvorschläge der Wohnungswirtschaft 
aufgreifen. So plädiert sie unablässig in 
ihren Kompetenzbereichen des Wohnens 
und Lebens und der Stadtentwicklung für 
ganzheitliche, integrative zukunftsorien-
tierte Handlungskonzepte. Sie ruft nach Po-
litikfeld übergreifender Zusammenarbeit 
in den Stadtteilen und Wohnsiedlungen. 
Denn neben einer angemessenen bezahl-
baren Wohnung brauchen die Menschen 
auch Chancen auf Teilhabe in unserer Ge-
sellschaft. 

Die Wohnungswirtschaft ist in diesem not-
wendigen Handlungskomplex zwar nur ein 
Akteur unter vielen. Aber um Schranken 
der Benachteiligung aufzuheben, braucht 
sie Partner in den Städten, in der Verwal-
tung und Politik, bei den Bildungsträgern 
und Sozialdienstleistern, beim Handel und 
der Wirtschaft.

Aus „Schmuddelecken“ lebenswerte Wohn-
quartiere zu machen, die Städte als Wohn-
standorte attraktiv zu machen, muss das 
gemeinsame Ziel aller Akteure sein. Denn 
„gute Adressen“ sind ein Teil der Chancen, 
die Menschen für ein Leben mit Zukunfts-
orientierung brauchen. Die Wohnungs-
wirtschaft steht dafür seit Jahren als Garant 
für die nachhaltige Bewirtschaftung ihrer 
Wohnungsbestände ein.

Ihre 

Burghard Schneider Dr. Rudolf Ridinger
Verbandsdirektor/Vorstand Verbandsdirektor/Vorstand 

VdW Rheinland Westfalen VdW südwest

Deutschland habe ein zunehmendes Pro-
blem, „manche nennen es Unterschichten-
Problem“, sagte SPD-Chef Kurt Beck im 
vergangenen Monat. Und seitdem wird 
republikweit eine Diskussion  darüber ge-
führt, ob denn der Begriff angemessen ist. 

Dabei ist der Befund über eine „Unter-
schicht“ in der Bundesrepublik so alt wie 
die Republik selbst. Die Sozialforschung 
hat für Westdeutschland immer eine ähn-
lich große Gruppe definiert, wie dies in der 
für die jetzige Debatte ursächlichen, neuen 
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung beziffert 
wurde. Mal wurde diese Gruppe „deklas-
sierte Arbeitnehmer“, mal „Subproletariat“, 
oder wie jetzt „abgehängtes Prekariat“ (von 
prekäre Arbeits- und Lebensverhältnisse) 
genannt – je nachdem, wie die Problemla-
gen vielschichtiger wurden bzw. sich gesell-
schaftliche Trennlinien verschoben haben.

Die aktuelle „Unterschicht“-Debatte hat 
leider wieder die typischen Züge eines ober-
flächlichen Diskurses. Die Parteien haben 
ein Streitthema, mit dem die üblichen 
Schuldzuweisungen einhergehen. Die Ver-
änderung der realen Lage der Betroffenen 
und das grundsätzliche Infragestellen der 
bisherigen Politik stehen dagegen im Hin-
tergrund. Es müsste zu viel in Frage gestellt 
werden. 

Gleiches haben wir in Deutschland auch 
vor ziemlich genau einem Jahr erlebt, als 
am 27. Oktober 2005 die Krawalle in Cli-
chy-sous-Bois, der vernachlässigten Vor-
stadt im Pariser Osten losbrachen – einer 
früheren Modellstadt im Grünen, die sich 
im Laufe weniger Jahre in ein verwahrlos-
tes Getto verwandelte, in dem die Ärmsten 

der Armen in maroden Hochhäusern und 
in überfüllten Wohnungen hausen, ohne 
jede Perspektive, abgeschnitten vom Rest 
der Welt. 

Die vor einem Jahr in Deutschland geführ-
te Diskussion lief unter der Überschrift 
„Sind französische Verhältnisse auch bei 
uns denkbar?“ und wurde recht schnell 
mit der Diagnose beendet: „Bei uns ist die 
Situation anders. Aber wir müssen etwas 
tun, damit sich die Situation der Menschen 
in unseren Sozialwohnungsvierteln nicht  
weiter verschlechtert.“ Aber konkrete Pro-
blemlösungen oder den Ausbau durchaus 
vorhandener, wenngleich auch nur gering 
ausgebildeter Handlungsansätze, wie z. B. 
das Programm „Soziale Stadt“, vermisst 
man bis heute.

Wie gesagt, dass es Armut in diesem rei-
chen Land gibt und die sozialen Probleme 
zunehmen, ist für die Politik nicht neu. Seit 
fünf Jahren wird die Armut z. B. im „Ar-
mutsbericht“ der Bundesregierung exakt 
beziffert. Und wer offenen Auges durch das 
Land geht, sieht sie längst – muss sie sehen, 
die „ungezogene soziale Wirklichkeit“, so 
die „Zeit“. Die Wohnungswirtschaft  jeden-
falls erlebt sie alltäglich und muss sich mit 
diesen Problemen auseinandersetzen.

Die Wohnungswirtschaft müsste deshalb 
endlich von der Politik nicht nur als ein 
Seismograph, als ein unverzichtbares Früh-
warnsystem für die sozialen Probleme in 
Deutschland ernst genommen werden. 
Denn sie hat den gesellschaftlichen Wan-
del mit der immer weiter auseinander drif-
tenden Einkommensschere schon früh-
zeitig erkannt und benannt, z. B.  als sie 

Handeln 
statt um Begriffe streiten 

Burghard Schneider Dr. Rudolf Ridinger
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Zukunftsicheres Wohnen und Leben – 
Neue Wege zur Stadtentwicklung
– Öffentliche Veranstaltung am 20. September 2006 –

Verbandstag des VdW Rheinland Westfalen vom 18. – 20. September 2006 in Münster

Günter Schulze Blasum 
bei seinem Grußwort

Eröffnung durch Ulrich A. Büchner, den neuen Vorsitzenden 
des Verbandsrates des VdW Rheinland Westfalen
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Eröffnung

Die Zukunft des Landes 
entscheidet sich in den Städten
Die öffentliche Veranstaltung im Rahmen des 
Verbandstages 2006 wurde vom neu gewähl-
ten Vorsitzenden des Verbandsrates des VdW 
Rheinland Westfalen, Ulrich A. Büchner, eröff-
net. Er begrüßte unter den 500 Teilnehmern 
aus 13 Bundesländern neben vielen Vertretern 
aus der immobilienwirtschaftlichen Verbän-
delandschaft – unter ihnen GdW-Präsident 
Lutz Freitag aus Berlin –, dem Bankwesen, 
von Unternehmen, aus Bildung und Wis-
senschaft sowie den Medien eine Reihe von 
Persönlichkeiten aus der Politik.

Seine Grüße galten insbesondere Bürger-
meister Günter Schulze Blasum, der für 
die Stadt Münster ein Grußwort sprach, 
dem früheren sächsischen Ministerprä-
sidenten Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, dem 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU-
Landtagsfraktion, Bernd Schulte, sowie 
den wohnungs- und stadtentwicklungspo-
litischen Sprechern ihrer Landtagsfrakti-
onen Heinz Sahnen (CDU), Dieter Hilser 
(SPD) und Horst Becker (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN).

„Es werden langfristige Perspektiven ge-
sucht für ein zukunftsicheres Wohnen und 
Leben in den Städten und Ballungsräumen. 
Und das ist nicht verwunderlich. Denn die 
Zukunft unseres Landes entscheidet sich 
im Wesentlichen an der Frage, ob es gelingt, 
unsere Städte zu vitalisieren. Wir wollen 
unseren Beitrag dazu leisten und ermuntern 
deshalb zu ‚Neuen Wegen zur Stadtentwick-
lung‘ und stellen unsere Vorstellungen dazu 
heute zur Diskussion“, sagte Ulrich A. Büch-
ner in seiner Eröffnungsrede. 

Es reiche der Wohnungswirtschaft nicht aus, 
den demographischen Wandel und die da-
mit verbundenen Schrumpfungsprozesse 
nur als Chance zu begreifen: „Sie will die 
Chancen auch ergreifen – nämlich die Städte 
wieder konsequenter als bisher als Standorte 
zum Wohnen und Leben zu entwickeln.“ 

Um diesen Vorstellungen gerecht zu wer-
den, hat der Verband in seiner Mitglieder-
versammlung am 19. September einstimmig 
die „Wohnungspolitische Thesen 2006: Zu-

kunftsicheres Wohnen und Leben – Neue 
Wege zur Stadtentwicklung“ verabschiedet, 
sich an die Landespolitik richten und die 
dringende Empfehlung geben, neue Wege 
in der Stadtentwicklung gemeinsam mit 
anderen Akteuren zu gehen, vor allem aber 
gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft. 

Im Einklang mit den „Wohnungspolitischen 
Thesen 2006“ forderte Büchner neue Wege 
in der Förderpolitik, die mit der bisherigen 
Philosophie brechen und eine ganzheitliche 
Standortentwicklung unterstützen. „Das 
Förderinstrumentarium muss zur Gestal-
tung von Schrumpfungsprozessen umge-
baut werden.“

Dazu mahnte Büchner eine gesetzliche 
Regelung an, die die Möglichkeit eröffnet, 
alle Akteure in einem zu revitalisierenden 
Gebiet an Nutzen, aber auch an Kosten der 
Entwicklung zu beteiligen. Und er bot an, 
dass der VdW Rheinland Westfalen und die 
in ihm zusammengeschlossenen 460 Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen mit 
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Wichtige Denkanstöße 
des VdW Rheinland Westfalen

GdW-Präsident Lutz Freitag 

GdW-Präsident Lutz 
Freitag sprach in seiner 
Rede eine Reihe wichtiger 
Themenfelder an, die 
Voraussetzungen für die 
Wohnungswirtschaft als 
„Motor der Stadtentwick-
lung“ sind.

Eine Herausforderung 
der nächsten Monate 
sei die Unternehmens-
steuerreform. Zentrales 
Thema wird die Bemessungsgrundlage 
der zukünftigen Körperschaftsteuer im 
Rahmen der Unternehmenssteuerre-
form sein. „Es dürfen nur Gewinne, 
nicht aber Kosten besteuert werden“, 
forderte Freitag. Fremdkapitalzinsen 
dürfen nicht in die Bemessungsgrundla-
ge einbezogen werden. Denn: „Die Woh-

nungswirtschaft nimmt kein 
Fremdkapital auf, um Gewinne 
ins Ausland zu transferieren, 
sondern um Investitionen zu 
finanzieren.“

Eine weitere Herausforderung 
bestehe darin, dass es seit 
1991 142 Transaktionen von 
Wohnungsunternehmen und 
größeren Wohnungsportfolios 
gegeben habe, zum Teil Mehr-
verkäufe. Die daraus folgende 

„Ökonomisierung des Sozialgutes Woh-
nen“ habe eine neue Herausforderung 
entstehen lassen, nämlich wie unter die-
sen Bedingungen eine langfristige Stadt-
entwicklung betrieben werden kann.

Freitag warnte in diesem Zusammen-
hang vor Ausgrenzungsstrategien auch 

zunächst unliebsamer neuer Eigen-
tümer. „Wir müssen die verkauften 
Wohnungsgesellschaften für nachhal-
tige Stadtentwicklung gewinnen.“ Das 
Problem sei nur: „Die Soziale Stadt ist 
nicht börsenfähig.“ Es müsse alles daran 
gesetzt werden, damit Kommunen ihre 
Wohnungsunternehmen als strategische 
Beteiligung sehen.

Freitag lobte die Denkanstöße des VdW 
zur Stadtentwicklung, vor allem, dass die 
Schrumpfung gestaltet werden müsse. 
Dies koste aber auch und müsse durch 
entsprechende Stadtumbauprojekte 
gefördert werden. In diesem Zusam-
menhang wäre es fatal, so der GdW-Prä-
sident, wenn einige Bundesländer den 
Stadtumbau West oder die Wohnraum-
förderungsmittel nicht kofinanzieren 
wollten.

GdW-Präsident
Lutz Freitag

Heinz Sahnen, Wohnungspolitischer 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion

Horst Becker, Wohnungspolitischer Sprecher 
der Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Dieter Hilser, Wohnungspolitischer Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion

Bernd Schulte, Stellvertretender Vorsitzen-
der der CDU-Landtagsfraktion
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ihrer Kompetenz daran mitwirken, wenn 
es um die Neuorientierung der Förderpoli-
tik und eine neue gesetzliche Regelung für 
Standortgemeinschaften gehe. 

Der VdW Rheinland Westfalen habe in den 
letzten Wochen aufmerksam die von NRW-
Bauminister Oliver Wittke gemachten An-
kündigungen verfolgt, einen gesetzlichen 
Rahmen zur beschleunigten Realisierung 
von Standortgemeinschaften schaffen zu 
wollen. Aus Sicht des Verbandes reiche es 
aber nicht aus, sich nur auf ein BID-Gesetz 
zu beschränken, das nur ein Angebot für die 
Gewerbetreibenden, den Handel und die 
Eigentümer von Gewerbeimmobilien in In-
nenstädten darstellt. Um Stadtentwicklung 
insgesamt zu betreiben, gehörten auch die 
Eigentümer von Wohnimmobilien dazu, um 
die Wohnstandortqualität in den Städten zu 
verbessern. Die „Wohnungspolitischen The-
sen 2006“ enthielten daher die Forderung 
nach einem kombinierten BID/HID-Gesetz, 
um die „Trittbrettfahrer“ der privaten 
Wohnimmobilieneigentümer mit in das 
Boot holen zu können, wenn es gilt, privates 
Engagement und privates Kapital für Inves-
titionen zu mobilisieren.   
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Einer ehrlichen Freude konnte der Haupt-
redner, der frühere sächsische Ministerprä-
sident Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, an diesem 
Vormittag Ausdruck verleihen: Mit Blick auf 
die „Wohnungspolitischen Thesen 2006“ 
des VdW Rheinland Westfalen sagte er, dass 
die Wohnungswirtschaft inzwischen einen 
Riesenschritt in die Zukunft gemacht habe. 
„Andere Betrachtungsweisen, andere Über-
legungen, andere Ziele, andere Konzepte.“

„Ich bin gerne zu Ihrer Tagung gekom-
men, weil Sie mir Gelegenheit geben, 
frühere Überlegungen im Zusammen-
hang mit Wohnen, Leben in der Stadt, 
Stadtentwicklung, Wohnungsentwicklung 
ein Stück weiterzuführen“, beschrieb Bie-
denkopf sein Interesse an dem politischen 
Thema der Wohnungswirtschaft und wid-
mete sich in seiner Rede dem demogra-
phischen Wandel.

„Was wir unter Alt verstehen, ist zu 
überprüfen.“

Und Biedenkopf stellte fest, dass „in die-
sem Kreise die demographische Entwick-
lung nicht mehr erläuterungsbedürftig“ 
sei. Und das, obwohl es in Deutschland 
nur einen Lehrstuhl für demographische 
Fragen, hingegen aber ein paar hundert 
Lehrstühle für Betriebs- und Volkswirt-
schaft gebe.

„Wir befassen uns mit volkswirtschaftlichen, 
betriebswirtschaftlichen Fragen, mit Wachs-

„Zukunftsicheres Wohnen und Leben – 
Neue Wege zur Stadtentwicklung“ 

tumsentwicklung, mit Industrialisierung, 
mit allen möglichen Dingen außerordent-
lich intensiv. Aber die Voraussetzungen 
für all diese Entwicklungen, soweit sie die 
Bevölkerungsstruktur als Voraussetzung 
betrachten müssen, werden nicht wissen-
schaftlich untersucht. Das ist ein unglaub-
liches Defizit.“

Vor dem Hintergrund der längeren Le-
benserwartung müsse für eine völlig ande-
re Bevölkerung gebaut, Städte entwickelt 
und Ideen kreiert werden. Dazu mahnte 
er an, ernsthaft zu überprüfen, „was wir 
unter „alt“ verstehen.“ Es sei Unsinn zu 
sagen, wenn einer in Rente geht, sei er alt. 
Die Tatsache, dass Menschen älter werden, 
weil die Lebenserwartung zunimmt, sei 

nicht gleichbedeutend 
mit der Verlängerung 
des Alters. 

Neue Perspektiven 
aus Erfahrung 
gewinnen

Biedenkopf schloss nicht 
aus, dass die Menschen, 
wenn sie jetzt die Er-
fahrungen machen, im 
Vollbesitz ihrer Kräfte 
alt werden zu können 
und nicht anderen zur 
Last zu fallen, auch neue 
Perspektiven entwickeln. 
„Es ist nicht sinnvoll, von 

den jetzigen Perspektiven aus-
zugehen, sie auf 30 Jahre weiter 
zu projezieren und auf dieser 
Basis zu planen. Denn wir wis-
sen nicht, was in Zukunft ‚Alter‘ 
ist. Das ist offen“.

Der ehemalige Ministerpräsi-
dent betonte, dass viele ältere 
Menschen nicht alleine leben 
wollten. Sie würden deshalb 
„mit großer Wahrscheinlich-
keit nach neuen Wohnformen 
suchen, die nicht um die Fa-
milie zentriert sind, sondern 
um das Zusammenleben 
mehrerer, die sonst einsam 
wären, die versuchen, etwas 

zu leisten, was zu leisten ist, nämlich ihre 
individuelle Lebenssphäre zu erhalten und 
trotzdem einen Rationalisierungserfolg zu 
erzielen“.

Leisten, was zu leisten ist –
Wohngemeinschaften für Ältere

Sein Modell dazu bezeichnete Biedenkopf 
als „Hauswirtschaft“, in dem sechs, sie-
ben Menschen zusammenleben, ihre In-
dividualität sichern, aber auch Leistungen 
gemeinsam beziehen und in eine gemein-
same Kasse bezahlen. Damit würden Ar-
beitsplätze geschaffen jenseits der Schat-
tenökonomie.

Heutige Ausbildung vergeudet 
Humankapital

„Wenn weniger Kinder geboren werden 
und die Gesellschaft als Ganzes die Auf-
rechterhaltung – ich spreche nur von der 
Aufrechterhaltung – ihres Wohlstandes 
zum Ziel hat, dann müssen die weniger 
Kinder produktiver werden, sonst geht das 
nicht. Wenn sie produktiver werden sollen, 
müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: 
Sie müssen mehr Kapital zur Verfügung 
haben und sie müssen mehr können.“

In der jetzigen Ausbildung sähe er eine un-
glaubliche Vergeudung von Humankapital 
als Folge falscher Strukturen. Deswegen 
warb er für eine ganzheitliche Stadtent-
wicklung, in der Bildung als die kulturelle 

Professor Dr. Kurt Biedenkopf, Ministerpräsident a. D.

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Ministerpräsident a. D.

Im Gespräch über gemeinsame Zeiten: Verbandsdirektor 
Burghard Schneider und Ministerpräsident a. D. 
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf
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Ausstattung der Stadt und Kultur im en-
geren Sinne von Einrichtungen wie Oper 
und Theater dazugehörten.

Ferner müsse die Stadt als Ort der Ein-
wanderung so gestaltet sein, dass sie allen 
Beteiligten die Wahrung ihrer Identität 
erlaube. 

Intelligenz schafft wirtschaftliches 
Wachstum

Für eine mittelfristige Planung bis 
2030/2040 legte Biedenkopf nahe, nicht 
davon auszugehen, dass sich der Wohl-
stand in Deutschland real weiter erhöhen 
werde. Unter dem Gesichtspunkt begrenz-
ter Ressourcen auf diesem Globus bedeute 
das Hinzutreten von zwei bis drei Milli-
arden Menschen in den nächsten 50 Jah-
ren in die Industriegesellschaft und damit 
auch gleich in die Wissensgesellschaft eine 
unverzichtbare Umverteilung.

Dazu sei vor allen Dingen ein Wachstum 
an Intelligenz anzustreben. Nur aus diesen 
Anstrengungen könnten Zuwächse an ver-
fügbaren Einkommen erwachsen. Wenn 
die Stadtentwicklung Priorität haben solle, 
müssten die Ressourcen der öffentlichen 
Haushalte ebenfalls umverteilt werden. 
Diese Entwicklung werde von der kom-
munalen Ebene ausgehen müssen, da dort 
solche Umdefinitionen von Mitteln am 
ehesten plausibel zu machen seien. 

VdW-Thesen 2006 „alle sehr sinnvoll“

„Als alle sehr sinnvoll“ bewertete Bieden-
kopf die „Wohnungspolitischen Thesen 
2006“ des VdW Rheinland Westfalen. Hin-

sichtlich deren Umsetzung 
stellte er einige Fragen, 
die er in seinem weiteren 
Vortrag beantwortete: „Wie 
entdecken wir neue We-
ge? Wie kommt man denn 
zu einem langfristig ver-
lässlichen Konzept, wenn 
man das, was in der Zu-
kunft passiert, überhaupt 
nicht weiß, es keinerlei 
Erfahrungen gibt, weder 
historische noch in der 
jüngeren Vergangenheit, 
die Hinweise darauf ge-
ben, wie die Menschen in 
20 Jahren leben wollen?“

Auf dem Weg 
zu neuen Antworten

Formen einer offenen Entwicklung 
könnten hierauf Antworten geben. Dazu 
zählen Experimente, die Entwicklung von 
Alternativen, Wettbewerb zwischen den 
Alternativen, Bewertung der unterschied-
lichen Alternativen, Transparenz und das 
Lernen voneinander.

Auf das neue Instrument der BIDs und 
HIDs bezogen warb Biedenkopf dafür, 
Förderprogramme bzw. Finanzierungs-
hilfen für die Städte mit einem Wettbe-
werb zu verbinden. Auf diese Weise würde 
auch die Aufgabe erleichtert, verschiedene 
Partner für die Qualifikations- und Er-
neuerungsprojekte sowohl im Wohnen 
wie im Businessbereich zusammenzu-
führen. Trittbrettfahrer würden dann „zu 
Outcasts, zu Außenseitern“, weil sie nicht 
mitmachten.

Die Wohnungsunternehmen seien – egal 
ob kommunal oder genos-
senschaftlich, privat oder 
kirchlich – hervorragend 
dafür geeignet, so etwas vor-
anzutreiben, weil sie einen 
eigenen Nutzen davon hät-
ten. Sie gingen gleichzeitig 
über die Grenzen ihrer eige-
nen Tätigkeitsfelder hinaus 
und bezögen die Stadt als 
Ganzes ein. Der Verband sei 
gut beraten, Begleiter solcher 
Initiativen zu sein, „wenn es 
darum geht, bürokratische 
Strukturen zu überwinden. 
Damit haben Sie viel mehr 
Erfahrung als die Bürger, die 
sich da noch beteiligen“.

Bürokratische Hindernisse 
überwinden

Hinsichtlich der Empfehlung an die 
Landesregierung, alle für die Stadtent-
wicklung vorhandenen Förderungen in 
einen Fonds zusammenfließen zu lassen, 
merkte Biedenkopf „sehr, sehr viele büro-
kratische Hindernisse“ an, „denn riesige 
Besitzstände müssen verändert werden.“ 
Diese Hemmnisse könnten überwunden 
werden, wenn man ein Gemeinschaftsin-
teresse begründe und die Aufgabe nur 
richtig formuliere. 

„Bürger wollen nicht ihren Stolz 
verlieren“

Vor Ort, in den Städten und Gemeinden, 
wie auch in der Denkstruktur der Zivilge-
sellschaft, sah Biedenkopf ferner die Chan-
cen, Verkrustungen und Hemmnisse von 
unten nach oben aufbrechen zu können, 
weil dort das Interesse an der Mitwirkung, 
der Gestaltung der Lebensverhältnisse am 
unmittelbarsten sei.

Auch wollten die Bürger, die Bewohner 
einer Stadt nicht ihren Stolz verlieren. 
Eine Stadt blühe, wenn die Menschen, die 
da leben, auf die Stadt stolz seien. Wenn 
es gelänge, die Stadterneuerung „als Folge 
der demographischen Entwicklung so zu 
gestalten, dass die Leute mitmachen und 
sagen würden, da geht es ja auch um mei-
ne Zukunft, die Zukunft meiner Kinder 
und meiner Enkel, und ich möchte gern, 
dass diese dann auch noch gern in dieser 
Stadt wohnen. Dann werden sie erfolg-
reich sein“, ermunterte Biedenkopf.

Die Rede von Professor Biedenkopf wurde 
mit viel und anhaltendem Beifall bedacht. 
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Der demographische und sozio-ökono-
mische Wandel konfrontiert unsere Städte 
und Regionen mit vielen massiven Heraus-
forderungen, die u. a. aus der Abnahme 
und der Veränderung des Altersaufbaus 
der Bevölkerung, aus dem Trend zu neuen 
Lebensformen und Haushaltstypen, aus 
Migration und kultureller Vielfalt resul-
tieren. Die zentralen Herausforderungen 
liegen u. a. in einem regional unterschied-
lich ausgeprägten Bevölkerungsrückgang, 
im Aufbrechen der Mittelschicht, in wach-
sender Armut sowie in sich verändernden 
Bevölkerungsgruppen, die neue differen-
zierte Produkte und Angebote benötigen 
und die Wohnungsnachfrage langfris-
tig spürbar sinken lassen. Dabei liegen 
Wachstum, Stagnation und Schrumpfung 
nah beieinander. Gelingt es, den demogra-
phischen Wandel zu gestalten, stellen vi-
tale Städte und Regionen ein realistisches 
Szenario dar. Gelingt dies nicht, werden 
leer stehende Immobilien und segregierte 
Stadtviertel das Bild unserer Städte und 
Regionen prägen.

Die Wohnungswirtschaft reagiert auf den 
demographischen Wandel seit längerem 
mit differenzierten Strategien, um Wohn-
quartiere mit einem Mix von Maßnahmen 
ganzheitlich aufzuwerten. Das kann aber 
nur gelingen, wenn in den Städten und 
Regionen alle Akteure an einem Strang 
ziehen und ihre Maßnahmen inhaltlich, 
sachlich und auch zeitlich koordinieren.

Für solche auf Nachhaltigkeit angelegten 
Strategien werden von Seiten der Landes-
politik längerfristige und verlässliche Rah-
menbedingungen und Perspektiven für 
die Entwicklung unserer Städte und Regi-
onen benötigt. Zukunftsicheres Wohnen 

Wohnungspolitische Thesen 2006

und Leben verlangt außerdem neue Wege 
zur Stadtentwicklung und in der Förder-
politik, die mit der bisherigen Philosophie 
brechen und stattdessen eine ganzheit-
liche Standortentwicklung unterstützen 
muss. Dazu gehört auch eine gesetzliche 
Regelung, die die Möglichkeit eröffnet, 
alle Akteure in einem zu revitalisierenden 
Gebiet an Nutzen und Kosten der Entwick-
lung zu beteiligen. 

Der VdW Rheinland Westfalen hat bereits 
mit seinen „Wohnungspolitischen Thesen 
2002: Wohnungswirtschaft – Partner für 
eine integrierte Zukunftspolitik“ und sei-
nen „Wohnungspolitischen Thesen 2004: 
Zukunftsicheres Wohnen und Leben in 
vitalen Städten verlangt eine neue Förder-
politik“ die Notwendigkeit einer ressort-
übergreifenden integrierten Zukunfts- 
und Förderpolitik betont. Viele seiner 
wesentlichen politischen Forderungen 
fanden sich in dem von allen Fraktionen 
getragenen Abschlussbericht der Enquête-
Kommission „Zukunft der Städte in NRW“ 
des nordrhein-westfälischen Landtages 
wieder. Der Verband fordert erneut, diese 
parteiübergreifend als notwendig erach-
tete Neuorientierung der Politik zur Ent-
wicklung unserer Städte und Regionen 
endlich konsequent umzusetzen. Dazu 
sind die im Zuge der Föderalismusreform 
für die Wohnraumversorgung dem Land 
zur Verfügung gestellten Bundesmittel 
zweckgebunden ausschließlich für woh-
nungswirtschaftliche Zwecke im Rahmen 
nachhaltiger Stadtentwicklungsprozesse 
einzusetzen.

Der VdW Rheinland Westfalen und die in 
ihm zusammengeschlossenen Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen bieten an, 
mit ihrer Kompetenz für zukunftsicheres 
Wohnen und Leben an diesem Prozess 
mitzuwirken – sowohl auf Landesebene, 
wenn es um die Neuorientierung der För-
derpolitik und eine neue gesetzliche Rege-
lung für Standortgemeinschaften geht, als 
auch auf kommunaler und regionaler Ebe-
ne, wenn es gilt, integrierte Entwicklungs- 

und Handlungskonzepte für vitale Städte 
zu erarbeiten und strategische Allianzen 
für mehr Wohn- und Lebensqualität zu 
bilden. Denn nur durch die Verknüpfung 
von öffentlichen und unternehmensbe-
zogenen Sichtweisen und im engen Zu-
sammenwirken zwischen der Wohnungs-
wirtschaft und den Städten bzw. Regionen 
kann der Wohnstandort Stadt nachhaltig 
gestärkt, mit neuem Leben gefüllt und 
seine Attraktivität dauerhaft erhalten bzw. 
gefördert werden. 

Der dazu notwendige gemeinsame Ge-
staltungswille und die Bereitschaft zu 
kooperativem Handeln zur Realisierung 
von integrierten Zukunftskonzepten ist 
allerdings bei vielen Städten und Regi-
onen und insbesondere bei bestimmten 
Eigentümern von Immobilien aus den 
unterschiedlichsten Gründen immer noch 
nicht in ausreichendem Maße vorhanden. 
Der VdW Rheinland Westfalen erwartet 
deshalb vom Land, so schnell wie möglich 
ein kombiniertes BID/HID-Gesetz zur be-
schleunigten Realisierung von Standortge-
meinschaften auf den Weg zu bringen.

Die Aktivitäten des VdW Rheinland West-
falen und seiner 460 Genossenschaften, 
kommunalen, öffentlichen, industrie-
verbundenen, kirchlichen und anderen 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
haben in den letzten fünf Jahren wesent-
lich dazu beigetragen, das öffentliche Be-
wusstsein für die Herausforderungen des 
demographischen Wandels zu schärfen 
und diesen als Chance zu begreifen. Inte-
grierte Stadtentwicklung, aufbauend auf 
gut funktionierenden Allianzen zwischen 
Wohnungsunternehmen, Kommunen und 
Bewohnern, hat für die Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft längst strategische 
Bedeutung. Jetzt kommt es darauf an, die 
richtigen politischen Weichenstellungen 
für neue Wege zur Stadtentwicklung vor-
zunehmen, um den demographischen 
und sozio-ökonomischen Wandel für ein 
zukunftsicheres Wohnen und Leben der 
Menschen zu gestalten.

„Zukunftsicheres Wohnen und Leben
verlangt neue Wege zur Stadtentwicklung“

Verbandstag 2006 des VdW Rheinland Westfalen8
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Der VdW Rheinland Westfalen fordert:

1. Landesrechtlicher Rahmen für verlässliche 
Entscheidungen über langfristige und nach-
haltige Entwicklungen

Die Wohnungswirtschaft bindet ihre Investi-
tionen in Stadtentwicklungs- und Stadt-
erneuerungsprozesse ein. Dabei handelt 
es sich um langfristige, an Nachhaltig-
keitskriterien ausgerichtete Prozesse, die 
eine verlässliche Entwicklungsperspektive 
benötigen. Das Land muss deshalb seine 
gesetzlichen und finanziellen Rahmen-
bedingungen sowie programmatischen 
und räumlichen Schwerpunktsetzungen 
langfristig stabil und damit berechenbar 
gestalten.

Hierzu bedarf es – auch vor dem Hinter-
grund der Föderalismusreform – einer 
zeitnahen Überprüfung der Raumord-
nungspolitik und -gesetzgebung. Zur Be-
wältigung des demographischen Wandels 
müssen – auch im europäischen Kontext – 
klare raumordnerische Leitbilder entwi-
ckelt und an diesen die Infrastruktur- und 
Förderpolitik ausgerichtet werden. Dabei 
sollte sich das Land auf rahmensetzende 
rechtliche Regelungen beschränken und 
Entwicklungsprozesse moderieren. 

2. Umbau des Förderinstrumentariums zur 
Gestaltung von Schrumpfungsprozessen

Schrumpfungsprozesse bieten Chancen 
für eine qualitative Erneuerung und Ent-
wicklung und die Beseitigung von Fehl-
entwicklungen in Städten und Regionen. 
Dazu muss das gesamte Förderinstrumen-
tarium konsequent auf die Gestaltung von 
Schrumpfungsprozessen konzentriert wer-
den.

Sämtliche ressortspezifischen Förderpro-
gramme und -tatbestände des Landes, die 
der Entwicklung der Städte und Regionen 
zu vitalen Wohn- und Lebensstandorten 
dienen können, sind dazu in einem ressort-
übergreifenden integrierten Entwicklungs- 
und Infrastrukturfonds zusammenzufassen 
und als ein pauschales Förderprogramm 
auszugestalten. Durch diese Integration 
von bislang nicht miteinander vernetzten 
Förderungen von unterschiedlichen Ziel-
gruppen und Tatbeständen vor Ort können 
synergetische Entwicklungsziele bei gerin-
gerem finanziellem Aufwand wesentlich 
effizienter erreicht werden. Dabei ist auf 
die Kompatibilität mit Bundes- und EU-
Förderprogrammen zu achten.

3. Erhalt und Nutzung des Wohnungs-
bauvermögens des Landes für den neu zu 
schaffenden integrierten Entwicklungs- und 
Infrastrukturfonds

Angesichts der demographischen und 
sozio-ökonomischen Entwicklung ist die 
klassische Förderung des Wohnungsbaus 
in Zukunft nicht mehr im bisherigen Um-
fang erforderlich. Stattdessen sind neue 
Bedarfe entstanden, z. B. in den Bereichen 
des Stadtumbaus, der Wohnumfeldverbes-
serung, wohnnaher Einrichtungen und des 
Sozialraummanagements einschließlich 
der interkulturellen Integration. Für diese 
Zwecke ist das zu erhaltende Wohnungs-
bauvermögen des Landes zu öffnen und 
in den neu zu schaffenden integrierten 
Entwicklungs- und Infrastrukturfonds für 
vitale Städte und Regionen zu lenken.

4. Ausschließliche Nutzung der Bundesmit-
tel für die Wohnraumversorgung nach der 
Föderalismusreform für Zwecke der Stadt-
entwicklung

Der Übergang der Wohnraumversorgung in 
die Länderkompetenz im Rahmen der Fö-
deralismusreform trägt der zunehmenden 
regionalen Differenzierung der Woh-
nungsmärkte Rechnung. Angesichts der 
demographischen und sozio-ökonomischen 
Entwicklung bleibt sie aber eine wichtige 
staatliche Aufgabe. Deshalb müssen die 
in diesem Zusammenhang den Ländern 
vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel 
ausschließlich für wohnungswirtschaftliche 
Zwecke im Rahmen nachhaltiger Stadtent-
wicklungsprozesse zielorientiert eingesetzt 
und dürfen nicht für andere landespoli-
tische Vorhaben verwandt werden.

5. Strategische, integrierte und handlungs-
orientierte Konzepte unter Mitwirkung aller 
beteiligten Akteure vor Ort als Vorausset-
zung für eine Förderung

In der Gestaltung von Schrumpfungspro-
zessen liegen große Chancen, Wohnen 
und Leben in den Städten und Regionen 
zukunftsicher und qualitativ hochwertig 
zu entwickeln. Dies bedarf allerdings des 
Zusammenwirkens der Kommunen, der 
Wohnungswirtschaft und aller anderen 
Akteure vor Ort und von ihnen gemein-
sam erarbeiteter strategischer, integrierter 
und handlungsorientierter Konzepte. Ohne 
diese können private Investitionen und pri-
vates Engagement nicht in ausreichendem 
Maße mobilisiert werden. Das Vorliegen 
solcher Konzepte ist zur zwingenden För-

dervoraussetzung für den Einsatz von Mit-
teln aus dem neu zu schaffenden Entwick-
lungs- und Infrastrukturfonds zu machen.

Bei der Rahmensetzung für diese Konzepte 
durch das Land ist darauf zu achten, dass 
nur Maßnahmen gefördert werden, die ei-
nen integrativen, nachhaltigen Stadtentwick-
lungsansatz beinhalten und nicht zu neuen 
einseitigen Wohnstrukturen vor Ort führen.

6. Initiierung einer gesetzlichen Regelung 
zur beschleunigten Realisierung von Stand-
ortgemeinschaften

Die Aufwertung von Wohnquartieren, 
von Mischgebieten und von vom Handel 
dominierter Quartiere setzt koordinierte 
Strategien voraus. Dies gilt insbesondere, 
wenn Überkapazitäten abgebaut bzw. neue 
Qualitäten geschaffen werden müssen. 
Dabei werden die Akteure, die Initiative 
und Engagement ergreifen, häufig mit dem 
Problem der so genannten „Trittbrettfahrer“ 
konfrontiert. Die in Nordrhein-Westfalen 
auf freiwilliger Basis agierenden „Immo-
bilien- und Standortgemeinschaften“ lösen 
dieses Problem nicht.

Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
befürwortet daher eine gesetzliche Rege-
lung zur Bildung von Standortgemein-
schaften in Nordrhein-Westfalen. Ein sol-
ches rechtliches Angebot für Initiativen vor 
Ort kann die Verbindlichkeit der Akteure 
untereinander sowie die dazugehörige 
Maßnahmen- und Finanzierungsplanung 
stärken und damit die Bildung von Stand-
ortgemeinschaften beschleunigen.

Business Improvement Districts (BIDs) und 
Housing Improvement Districts (HIDs) 
sind Modelle, die vor allem im Ausland 
mit Erfolg betrieben werden. Eine landes-
gesetzliche Regelung, die BIDs und HIDs 
miteinander kombiniert, sollte sich auf we-
sentliche Eckpunkte wie Rechtsform der 
Organisation, erforderliche Zustimmungs-
regelung u. ä. beschränken, wobei diese 
einfach und flexibel handhabbar sein müs-
sen. Orientierung und erste Erfahrungs-
hinweise geben vergleichbare gesetzliche 
Regelungen in anderen Bundesländern. 
Um eine breite Akzeptanz eines kombi-
nierten BID/HID-Gesetzes zu erreichen, 
sollte es unter Mitwirkung der betroffenen 
Zielgruppen erarbeitet werden. 

Beschluss der Mitgliederversammlung 
des VdW Rheinland Westfalen e. V. am 
19. September 2006  
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Ausblick

Verbandsdirektor Burghard Schneider 
stellte abschließend zu einem neuen 
BID-Gesetz in Nordrhein-Westfalen 
fest, dass über das „ob“ in der Lan-
despolitik wohl nicht mehr gestritten 
würde. Unklar seien wohl nur noch 
das „wie“ und das „wie schnell“.

Unter Verweis auf die „Wohnungs-
politischen Thesen 2006“ des Ver-
bandes bot er noch einmal an, den 
BID-Gesetzentwurf mit zu erarbeiten. 
Er hoffte auf eine schnelle Verab-
schiedung und setzte sich für die 
Integration von Wohnimmobilien in 
dieses BID-Gesetz ein. Denn: „Ohne 
Einbindung der Wohnungseigentü-
mer hat Stadtentwicklung keine Zu-
kunft“, sagte Schneider abschließend.

Weitere Berichte über den Ver-
bandstag 2006 des VdW Rheinland 
Westfalen finden sich in den Landes-
ausgaben Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz.

Talk-Runde

Um das Instrument der Business- und Hou-
sing Improvement Districts ging es auch in 
abschließender Talkrunde, die Verbandsdi-
rektor Burghard Schneider moderierte.

Drei Journalisten, Walter Bau, Westfä-
lische Rundschau, Dortmund, Jost Sprin-
gensguth, Chefredakteur der Kölnischen 
Rundschau und Peter Szymaniak, West-
deutsche Allgemeine Zeitung, Essen, stell-
ten gezielte Fragen an die Sprecher für 
Stadtentwicklung der im nordrhein-west-
fälischen Landtag vertretenen Fraktionen 
Heinz Sahnen (CDU), Dieter Hilser (SPD) 
und Horst Becker (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN). Christof Rasche (FDP) hatte 
sich aus Termingründen kurzfristig ent-
schuldigen müssen.

Heinz Sahnen von der die Landesregie-
rung stützenden CDU-Fraktion sagte, ein 
BID-Gesetz befände sich auf der Tages-
ordnung. Er befürworte freiwillige Zu-
sammenschlüsse auf einer gesetzlichen 
Grundlage. Die Debatte stehe aber erst 
an ihrem Beginn. Er sprach sich gegen 
die Verknüpfung eines BID-Gesetzes mit 
einem neuen Haushaltsfördertitel, also 
gegen einen neuen Fördertatbestand, aus. 
„Wichtig ist, dass ein BID nicht als neue 
Steuer wahrgenommen wird“, sagte Sah-
nen. Er gab aber zu, dass mit den „Tritt-
brettfahrern“ ein noch ungelöstes Problem 

Neue Wege zur 
Stadtentwicklung

existiere, also mit denjenigen Grundeigen-
tümern, die sich an einer Standortgemein-
schaft finanziell nicht beteiligen wollen, 
gleichwohl aber vom Engagement der an-
deren profitieren.

Für Dieter Hilser von der 
SPD-Landtagsfraktion war 
die Kernfrage, ob ein BID 
verpflichtend oder freiwil-
lig sei. Dazu gehöre die 
Debatte, ab welchem pro-
zentualen Anteil eine all-
gemeine Verbindlichkeit 
– anders ausgedrückt: ei-
ne Zwangsmitgliedschaft 
– definiert werden könne. 
Er kündigte an, einen An-
trag in den Landtag einzu-
bringen, der Maßstäbe für 
eine Allgemeinverbind-
lichkeit setzen wird. Er 
hielt dabei das Instrument 

der BIDs auch für Wohnungseigentümer 
attraktiv und sprach sich deshalb für ein 
kombiniertes BID/HID-Gesetz aus.

Horst Becker von der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN plädierte deutlich für 
einen hohen Grad an Verbindlichkeit eines 
BIDs. Er begrüßte es, dass sich NRW-Bau-
minister Wittke (CDU) nun doch einer 
gesetzlichen Regelung geöffnet habe. Was 
die Übertragbarkeit der BIDs auf Wohnge-
biete angehe, teilte er nicht den Optimis-
mus seines SPD-Kollegen. 

(v. l. n. r.) Peter Szymaniak (WAZ), 
Walter Bau (Westfälische Rundschau), 
Jost Springensguth (Kölnische Rundschau)

Verbandstag 2006 des VdW Rheinland Westfalen10
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Der Verbandstag des VdW südwest vom 
25. bis 27. September 2006 in Hofgeismar 
behandelte schwerpunktmäßig die An-
passung der Wohnungsunternehmen und 
die Notwendigkeit der Veränderung der 
Rahmenbedingungen. In einem abwechs-
lungsreichen Programm wurden Unterneh-
mensbeispiele präsentiert, auf dem Podium 
erfolgten kontroverse Diskussionen und 
in Workshops wurden Anpassungsstrate-
gien von Wohnungsunternehmen behan-
delt. Zu den Referenten zählten u. a. der 
hessische Innenminister Volker Bouffier, 
Hessens Justizminister Jürgen Banzer und 
Direktor Franz Georg Rips vom Deutschen 
Mieterbund.

Flexibilisierung der 
Wohnungsangebote

Angebote und Nachfrage auf den Woh-
nungs- und Immobilienmärkten unterlie-
gen einem grundlegenden Wandel. Dies 
machte Vorstandsdirektor Dr. Rudolf Ridin-
ger an mehreren Beispielen von Wohnungs-
unternehmen deutlich, die mit vielfältigen 
Konzepten auf den Märkten agieren. Die-
se reichten von einer stärkeren Durchmi-
schung der Wohnungen in Wohnquartie-
ren, so etwa durch unterschiedliche Woh-
nungsgrößen und Angebote für Miete und 
Eigentum, über eine Flexibilisierung durch 
Schalträume bis hin zur Einbeziehung von 
aktuellen und künftigen Bewohnern in die 
Projektierung und Umsetzung von Inves-
titionen. Das dem Mietrecht zugrunde lie-
gende Bild der Konfrontationsstellung von 
Vermietern und Mietern sei vor diesem 
Hintergrund nicht 
mehr zeitgemäß. 

Kritik an der 
Rechtsprechung

Heftig kritisierte Ri-
dinger die Rechtspre-
chung, die Mietver-

hältnisse offensichtlich als „letzte Bastion 
urkapitalistischer Verhältnisse“ ansehe. 
Mit Blick auf die Rechtsprechung zu Mo-
dernisierungsmaßnahmen, die durch die 
„Erfordernisse an Modernisierungsan-
kündigungen die Gerichtsstabilität von 
Modernisierungen ad absurdum“ führe, 
stellte er fest, dass die Rechtsprechung 
notwendige Anpassungsprozesse zu Las-
ten von Vermietern und Mietern häufig 
sogar blockiert. 

Transparenz-Anforderungen 
kontraproduktiv

Auch die verbraucherpolitisch motivierten 
Anforderungen an die Transparenz wirk-
ten in ihrer Ausgestaltung häufig kontra-
produktiv, erklärte Ridinger. So würden 
Mietspiegel, beispielsweise der Frankfur-
ter Mietspiegel, Vermietern und Mietern 
faktisch vorschreiben, was ihnen Ausstat-
tungsmerkmale wert zu sein haben. Das 
komme einer Entmündigung gleich.

Im Rahmen eines Dialogs mit Dr. Franz 
Georg Rips, dem Direktor des Deutschen 
Mieterbundes, kritisierte Ridinger zudem 
die Haltung des Mieterbundes zum Ener-
gieausweis. Hohe Kosten wirkten investiti-
onshemmend, da ein Euro nur einmal aus-
gegeben werden könne. Zudem enthielten 
bereits heute faktisch alle Modernisie-
rungen energetische Komponenten. Dies 
sei nicht zuletzt eine Folge steigender Ener-
giepreise und werde auch in den nächsten 
Jahren – mit oder ohne Energieausweise 
– der Investitionsschwerpunkt sein. 

Mehr agieren statt reagieren

Verbandspolitisch sieht Ridinger die Not-
wendigkeit, mehr zu agieren und weniger 

zu reagieren. Die 
Wohnungswirtschaft 
biete hierzu als „Re-
sonanzboden“ gesell-
schaftlicher Entwick-
lungen gute Voraus-
setzungen. Der VdW 
südwest habe dies im 
vergangenen       >>

„Ein moderner Verband soll 
agieren und nicht nur auf die 
Politik reagieren.”

Dr. Rudolf Ridinger, 
Vorstandssprecher VdW südwest e.V.Dr. Rudolf Ridinger, Verbandsdirektor des 

VdW südwest

Wandel der Wohnungs- und Immobilienmärkte
– Mietrecht und Rechtsprechung nicht zeitgemäß –  

Verbandstag des VdW südwest vom 25. bis 27. September 2006 in Hofgeismar
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Jahr mit einer Vielzahl von Aktivitäten 
getan, so zum Beispiel mit der Unterstüt-
zung des ersten Genossenschaftsfestes in 
Kassel, der Aktion Stadt, der Beteiligung 
an einem Energiegipfel und einer inte-
grationspolitisch ausgerichteten „Fußball-
Wohnungsmeisterschaft“.

Ein weiteres Beispiel hierfür seien laufen-
de Kooperationsgespräche mit dem hes-
sischen Innenministerium zur Gestaltung 
sicherer und lebendiger Wohnquartiere, 

die in der gemeinsamen Ausrichtung 
eines Wettbewerbs münden sollen. Hier-
zu stellte auf dem Verbandstag Hessens 
Innenminister Volker Bouffier seine Über-
legungen vor. 

Innenminister 
Bouffier: 
Sicherheitspart-
nerschaft mit 
Wohnungswirt-
schaft

Die Wohnungswirt-
schaft, so Bouffier, 
„ist ein besonders ge-
eigneter Partner für 
Sicherheit“, denn ge-
rade die Sicherheit der eigenen Wohnung 
sei ein Grundbedürfnis der Menschen. 
Da könne es nicht wie in Frankreich die 
Zukunft sein, „dass wir ein paar Zäune um 
die Häuser ziehen“. Um zu verhindern, 
dass in Wohnquartieren eingebrochen 
wird, Menschen auf der Straße beraubt 
oder geschlagen werden, Autos zerkratzt, 
Fahrräder aus Kellern gestohlen oder Wän-
de beschmiert werden, müsse mehr getan 
werden, als mit polizeilichen Mitteln mög-
lich sei. Auch Familien- oder Nachbar-
schaftsstreit sei mit polizeilichen Mitteln 
allein nicht dauerhaft zu befrieden.

Der Minister sprach nicht nur von Video-
überwachung und Zugangskontrollen in 
den Häusern. Es gehe darum, zusammen 
mit den Mitgliedern des VdW südwest 

vorbeugende Konzepte für praktisches 
Handeln zu entwickeln.

Außerdem gehe es auch um das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Menschen in den 
Wohnquartieren. Sinnvoll sei es zum Bei-
spiel, dunkle Ecken besser auszuleuchten, 
90-Grad-Winkel in Fluren zu vermeiden, 
um die Sicht zu verbessern, oder Aufzug-
türen aus Glas einzusetzen, damit die 
Menschen sehen, wer auf sie zukommt. 
Der Polizeieinsatz stehe immer am Ende, 
es komme aber darauf an, am Anfang 
etwas zu tun.

Notwendigkeit der Deregulierung

Das Problem der Überregulierung der 
Wohnungsmärkte war das Thema eines 
Vortrags von Bouffiers Ministerkollegen 
Jürgen Banzer. Der hessische Justizmi-
nister schwang sich in seiner Rede zwar 
verbal zum Verfechter eines „Paradigmen-
wechsels“ hin zu weniger Staat auf. Er er-
klärte, mehr Markt stärke den Mieter und 
sorge für Investitionen in den Wohnungs-
bau. Banzer versicherte ebenso, das neue 
Gleichbehandlungsgesetz sei „integrations-
feindlich“ und berge die große Gefahr der 

„Gettobildung.“ Der 
Minister musste aber 
gleichzeitig zugeben, 
dass das Land Hessen 
dem Gleichbehand-
lungsgesetz im Bun-
desrat zugestimmt 
hat. Weiter verteidi-
gte er die in Hessen 
eingeführte Verpflich-
tung zur Einführung 
von Rauchwarnmel-
dern. Es ginge hierbei 

um die Rettung von Menschenleben, so Banzer. 

Vermieter alleine gelassen

In diesem Zusammenhang stellte Ridinger 
klar, die Kritik des Verbandes beziehe sich 
darauf, dass die Vermieter im Hinblick auf 
die Gewährleistung des Betriebs der Rauch-
warnmelder rechtlich allein gelassen würden. 
Schon der Zugang zu den Wohnungen sei ein 
Problem.

Mit Blick auf das Gleichbehandlungsgesetz 
und die Einführung von Energieausweisen, 
die beide auf europäische Vorgaben zurück-
gehen, sprach sich Ridinger für eine engere 
politische Partnerschaft auf Länderebene aus. 
Die europäische Politik propagiere immer wie-
der einen „bottom up“-Ansatz. Das Gegenteil 

Volker Bouffier
Hessischer Minister des Innern und für 
Sport

„Es kann nicht unsere Zukunft 
sein, dass wir ein paar Zäune um 
die Häuser ziehen. Ich lade Sie 
deshalb ein, gemeinsam mit mir 
Ideen für lebendige und sichere 
Wohnquartiere zu entwickeln.”

Staatsminister Volker Bouffier
Hessisches Ministerium des Innern 
und für Sport

Dr. Franz Georg Rips, Deutscher Mieterbund (l.), und Verbandsdirektor Dr. Rudolf Ridinger
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Etappensieg bei Energieausweisen

Die nach wie vor bestehenden Probleme 
bei den Vorgaben zu den Energieaus-
weisen thematisierte Siegfried Rehberg, 
Referent des GdW. Er konnte immerhin 
einen Etappensieg verkünden.

So sei mit dem Energieausweis wahr-
scheinlich erst Anfang 2007 zu rechnen 
und voraussichtlich sei es den Wohnungs-
unternehmen freigestellt, ob sie einen be-
darfsorientierten oder einen verbrauchs-
orientierten Energieausweis verwenden. 
Abgewendet werden könne wahrschein-
lich auch, dass nur externe Fachleute einen 
Energieausweis ausstellen dürfen.

Rehberg machte allerdings einmal mehr 
klar, dass der Energieausweis wohl nicht 
zu mehr energetischen Sanierungen in 
den Wohnungsbeständen führen werde. 
Aktuelle Untersuchungen zeigen laut Reh-
berg, dass die Wohnungswirtschaft durch 
energetische Modernisierung die Anforde-
rungen des so genannten Kyoto-Protokolls 
einer Verringerung des Treibhausgases 
Kohlendioxid bereits jetzt erfüllt hat.

Einbeziehung von Bewohnern 
in Investitionsentscheidungen

Die Einbeziehung von 
aktuellen und künf-
tigen Bewohnern in 
Investitionsentschei-
dungen wurde auf 
dem Verbandstag an-
hand mehrerer Bei-
spiele diskutiert.

Gleich zum Auftakt 
des Verbandstages 
hatte Karl-Heinz Ran-
ge, Vorsitzender des 
Verbandsrates des VdW südwest, betont: 
„Wenn wir als Wohnungswirtschaft Woh-
nen und Wohnumfeld mit unseren Mie-
tern gemeinsam gestalten, dann haben 
wir alle Chancen, den demographischen 
Wandel zu bewältigen.“

Als Beispiele einer neuen Kultur der Ge-
meinsamkeit zwischen Unternehmen 
und Mietern wurden Projekte aus Hes-
sen – Wohnbau Gießen, Nassauischen 
Heimstätte, Bau- und Wohngenossen-
schaft Wohnsinn in Darmstadt sowie der 
Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft für 
den Kreis Viersen aus Nordrhein-Westfalen 
vorgestellt.

Während in Gießen 
ein Mieterrat mit weit-
reichendem Einfluss 
an Entscheidungen 
über die Sanierung 
der Wohnungen be-
teiligt wird, beziehen 
die Viersener ihre 
Mieter in die Gestal-
tung des Wohnum-
feldes ein. Die Nas-
sauische Heimstätte 
sorgte in einem Diet-
zenbacher Quartier 

mit Concierges für mehr Sicherheit sowie 
im Frankfurter Stadtteil Bergen-Enkheim 
mit einem Nachbarschaftsverein für mehr 
Gemeinschaftsgefühl und konkrete Hilfe, 
auch für ältere Menschen. Die aus einer 
Bürgerinitiative ent-
standene Bau- und 
Wohngenossenschaft 
Wohnsinn in Darm-
stadt wiederum hat 
in mühevoller Klein-
arbeit eine Gemein-
schaft aus rund 70 
erwachsenen Bewoh-
nern eines Baupro-
jektes gemacht, die 

als Hausgemeinschaft enge Kontakte mit-
einander pflegen.

Keiner der vorgestellten Wege zu mehr Ge-
meinsamkeit, so zeigte die Diskussion, ist 
ohne Haken und Ösen und alle brauchen 
einen langen Atem. Gleichwohl zogen alle 
Diskutanten aufgrund der Möglichkeiten 
der stärkeren Identifikation der Bewohner 
mit ihrem Quartier zumindest für ihre 
Projekte insgesamt ein positives Fazit.

Klar ist, dass es bei der Mieterbeteiligung 
kein Musterprojekt gibt, das eins zu eins 
auf andere Unternehmen oder Wohnge-
biete übertragen werden kann. Schwierig 
an der Mieterbeteiligung ist, dass aus-
ländische Bewohner nur schwer erreicht 
werden, die Menschen in den vergangenen 

Jahren immer ego-
istischer geworden 
sind und nach dem 
Staat rufen, wenn es 
eng wird. So jedenfalls 
die Erkenntnisse des 
Wissenschaftlichen 
Direktors des InWIS, 
Bochum, Prof. Dr. 
Volker Eichener. 

Im Gespräch(v. l. n. r.): Hofgeismars Bürgermeister Heinrich Sattler, Verbandsratsvorsitzen-
der Karl-Heinz Range, der hessische Justizminister Jürgen Banzer und Detlef Hans Franke, 
FuP, Frankfurt

„Wenn wir als Wohnungswirt-
schaft Wohnen und Wohnumfeld 
mit unseren Mietern gemeinsam 
gestalten, dann haben wir alle 
Chancen, den demographischen 
Wandel zu bewältigen.”

Karl-Heinz Range
Vorsitzender des Verbandsrates VdW 
südwest e.V.

„Der Sozialstaat gibt zu 
viele Euros für soziale 
Transferleistungen aus und zu 
wenige für die Aktivierung von 
Selbsthilfe.”

Prof. Dr. Volker Eichener, Wissen-
schaftlicher Direktor InWIS GmbH
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Er wies allerdings auch darauf hin, dass 
die Beteiligungen positive ökonomische 
Effekte in erheblichem Umfang auslösen 
können. 

Mehrstufige „Change-Prozesse“

Vor dem Hintergrund sich verändernder 
Anbieter- und Kundenstrukturen bedür-
fen zudem häufig die Unternehmens-
struktur und die Unternehmenskultur 
von Wohnungsunternehmen einer An-
passung. Was dies nach sich zieht und wie 
man damit umgeht, verdeutlichten Heinz 
Jürgen Schirduan, Prüfungsdirektor des 
VdW südwest, und die Geschäftsführer 
Matthias Müller, GWW Wiesbaden und 
Ralf Petzold, WohnBau Mühlheim am 
Main.

In ihrem Mehrstufenmodell für „Change- 
Prozesse“ machten sie klar, dass die Verän-
derungen im Dialog mit den Mitarbeitern 
erfolgen müssen, dass sie von der Unter-
nehmensspitze gewollt seien und die Füh-
rungskräfte zum Motor der Umwandlung 
werden müssen. Klassischer Fehler sei es, 
den Aufwand von „Change-Prozessen“ zu 
unterschätzen, den Betriebsrat nicht oder 
zu spät einzubinden, alles ausschließlich 
externen Experten zu überlassen oder zu 

unterschätzen, dass der Mensch nun mal 
ein Gewohnheitstier sei. 

Unternehmenskommunikation im 
Unternehmen und gegenüber Kunden

Eine veränderte Unternehmenskultur 
setzt nach den Worten von Detlef Hans 
Franke, geschäftsführender Gesellschafter 
der auf Marketing und Public Relations für 
die Wohnungswirtschaft spezialisierten 
Frankfurter Agentur FuP Kommunika-
tions-Management GmbH, eine veränderte 
Unternehmenskommunikation voraus.

Dies gelte nicht nur bei Veränderungen 
im Unternehmen selbst, sondern auch 
gegenüber Kunden und müsse strategisch 
angepackt werden. Häufig, so bemängel-
te Franke in seinem Workshop „Kunden 
binden und Kunden gewinnen mit Kom-
munikation“, würden Instrumente wie 
Pressearbeit, Internet, Geschäftsberichte 
und Sponsoring „aus dem Bauch heraus“ 
eingesetzt, ohne zuvor klare Kommunika-
tionsziele aus den Unternehmenszielen 
abzuleiten.

Ebenso wichtig sei es auch, die Ergebnisse 
in regelmäßigen Abständen zu überprü-
fen. Nur so können ein wirtschaftlicher 

Einsatz der Mittel gewährleistet und die 
Instrumente zielgenau fokussiert werden. 
Beim Internet ließe sich zum Beispiel 
die Anzahl und die Qualität der Zugriffe 
genau überprüfen. Bei der Werbung sei in 
einem Fall das Internet, im anderen Fall 
das Bauschild das richtige Instrument und 
häufig seien Mieterzeitungen in Umlauf, 
die nicht an den Interessen der Bewohner 
ausgerichtet seien und deshalb ungelesen 
im Papierkorb landeten.

Kommunikation Schlüssel 
zur Zukunft

Abschließend unterstrich Ridinger die Not-
wendigkeit einer veränderten Kommunikati-
on auf den Wohnungsmärkten. Dies ergebe 
sich insbesondere aus dem demographischen 
Wandel, dabei insbesondere der Ausdifferen-
zierung der Nachfrage nach Wohnen durch 
die Diversifizierung der Lebensstile.

Zudem sei damit zu rechnen, dass in den 
nächsten Jahren die Fluktuation in den 
Wohnquartieren erheblich zunehme. Lebens-
läufe seien bereits heute in Lebensabschnitte 
mit sich grundlegend ändernden Wohnbe-
dürfnissen aufgeteilt. Dies sei heute noch 
dadurch verdeckt, weil in einem erheblichen 
Teil der Wohnungsbestände noch die Mieter 
der ersten Stunde lebten. Höhere Fluktuati-
onsraten würden bei den Wohnungsunter-
nehmen zukünftig den Anpassungsdruck 
noch weiter erhöhen.

Der Verbandstag habe deutlich gemacht, 
dass die Wohnungsunternehmen in viel-
fältiger Weise neue Dienstleistungsange-
bote entwickeln. Auch habe die Aktion 
Stadt deutlich gemacht, dass die Lösungs-
kompetenz der Wohnungswirtschaft weit 
über das angepasste Angebot von Woh-
nungen hinausgeht. Die Veränderungen 
erfordern aber weitergehende Reaktionen, 
dabei insbesondere in der Marktkommuni-
kation. Dieses Feld dürfe nicht den Regu-
lierern und den ökonomischen Interessen 
einzelner Akteure überlassen werden. Die 
Wohnungswirtschaft müsse mit eigenen 
Konzepten agieren. Deshalb werde die Fra-
ge der Kommunikation einen noch stär-
keren Schwerpunkt in der Verbandsarbeit 
bilden und auch ein Themenschwerpunkt 
des nächsten Verbandstages sein.

Podiumsdiskussion (v. l. n. r.): 
Wolfgang Koberg, Klaus Mainz, Volker Behneke und Kornelia Müller

Weitere Berichte über den Verbands-
tag 2006 des VdW südwest finden 
sich in den Landesteilen Hessen und 
Rheinland-Pfalz.
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Für Sie gelesen

ifs (Hrsg.)Wohneigentum als Säule 
der privaten Altersvorsorge, 104 S., 
Bd. 68 der Schriftenreihe des ifs, 
ISBN 3-87169-533-5., 19,50 Euro.

Institut für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen e. V. (Hrsg.)

Referate und Statements der 
41. Königsteiner Gespräche 
hat das Institut für Städtebau, 
Wohnungswirtschaft und Bau-
sparwesen e. V. (ifs) im Band 
68 seiner Schriftenreihe zusam-
mengestellt.

Die 41. Königsteiner Gespräche 
standen unter dem Gene-
ralthema „Wohneigentum als 
Säule der privaten Altersvor-
sorge“ und fanden am 27. und 
28. April 2006 in Bonn statt. 

Aus unterschiedlichen Blick-
winkeln betrachten die Auto-
ren das Thema. Für den eiligen Leser sind 
die Pressemeldungen vorangestellt. Ver-
fasser der Referate und Statements sind 
unter anderem Hermann Marth, Vorsit-
zender des Vorstandes der RAG Immobili-
en AG, Essen, zum Thema „Die Immobilie 

Wohneigentum als Säule der privaten Altersvorsorge
künftig als Finanzpro-
dukt?“, Günter Kozlow-
ski, Staatssekretär im 
Ministerium für Bauen 
und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
zum Thema „Stadtum-
bau West – die Sicht 
Nordrhein-Westfalens“ 
und Dierk Hausmann, 
Leitender Baudirek-
tor Stadtplanungsamt, 
Frankfurt am Main, 
zum Thema „Woh-
nungsaufkäufe und ihre 
Konsequenzen für die 
Stadtentwicklung“. 

Wissenschaftlich beratend sind die abge-
druckten Beiträge von Dr. Marie-Therese 
Krings-Heckemeier, Vorstandsvorsitzende 
empirica AG, Berlin, zum Thema „In-
nerstädtisches Wohnen: Konkurrenz und 

Bewohner und Arbeitsplätze“ und von 
Rolf Müller, Gruppenleiter Wohnungswe-
sen des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung, Bonn, zum Thema „Bal-
lungsräume und Entleerungsgebiete: Wer 
gewinnt, wer verliert?“zu begreifen.

Weitere Referenten mit Beiträgen waren 
Gerda Hasselfeld, MdB, Vorsitzende des 
Kuratoriums des ifs, Andreas Trautvetter, 
Minister für Bau und Verkehr des Frei-
staats Thüringen, Walter Klug, Geschäfts-
führer der Morgan Stanley Real Estate 
Investment GmbH, Frankfurt am Main 
und Prof. Dr. Johann Eekhoff, Universität 
Köln.

Annegret Buch, Wilma Elsing, Liese-
lotte Steveling (Hrsg.), Focussing on 
Real Estate – Englisch für die Immo-
bilienwirtschaft, ISBN 978-3-87292-
218-1, 39,80 Euro, Hammonia Verlag 
Hamburg.

Annegret Buch, Wilma Elsing, Lieselotte Steveling (Hrsg.)

Immobilienkaufleute müssen spätestens 
seit der Neuordnung des Berufsbildes in 
diesem Jahr eine branchenbezogene Fremd-
sprache erlernen. Zudem wird insbesonde-
re immobilienwirtschaftliches Englisch im 
Berufsalltag nachgefragt. 

Mit der Gestaltung der kommunikativen 
Kompetenz im international ausgerichte-
ten Beruf beschäftigt sich das von leitenden 
Mitarbeiterinnen des EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum Bochum herausgege-
bene Lehrbuch, das sich gleichermaßen 
zur Aus-, Fort-, und Weiterbildung in der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
nutzen lässt.

Aufbau, Inhalt und methodischer Ansatz 
dieses Lehrbuches sind durchgängig dem 
Konzept handlungsorientierten Unter-
richts verpflichtet. Vielfältige, aus beruf-
licher Praxis entwickelte Lernsituationen 

Foccussing on Real Estate – 
Englisch für die Immobilienwirtschaft

bieten dem Nutzer dieses Lehrbuches 
durch den allmählichen Aufbau des Fach-
wortschatzes für berufsrelevante Kommu-
nikationssituationen die Möglichkeit, auf 
unterschiedlichen Niveaustufen Kompe-
tenzen in der Fremdsprache zu erwerben. 
Eine beigefügte Audio-CD unterstützt die 
Entwicklung des Hörverständnisses.

Das Lehrbuch berücksichtigt bereits die 
Anforderungen des neuen Rahmenlehr-
plans.
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Forschungsprojekt „Zuwanderer in der Stadt“

Die Städte Es-
sen, Frankfurt 
am Main, Ham-
burg, Hanno-
ver, Mannheim, 
München und 
Nürnberg so-
wie der Bezirk 
Mitte in Berlin 
haben integra-
tionsfördernde 
Maßnahmen in 
ausgewählten 
Stadtquartieren erprobt und stellten ihre 
Ergebnisse jetzt zur Diskussion. 

Der Kongress „Voneinander lernen – 
Gute-Praxis-Beispiele stadträumlicher In-
tegrationspolitik“ am 28. und 29. Septem-
ber in Nürnberg bildete den Abschluss 
des Projektes „Zuwanderer in der Stadt 
– Perspektiven sozialräumlicher Integra-
tion“. An dem Projekt beteiligten sich die 
Schader-Stiftung, der Deutsche Städtetag, 
der GdW Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen, das 
Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), 
das Institut für Wohnungswesen an der 
Ruhr-Universität Bochum (InWIS) sowie 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung.

Projektergebnisse in zwei Stufen

Bereits am 11. Februar 2005 wurden auf 
dem ersten Kongress in Berlin die Emp-
fehlungen zur stadträumlichen Integrati-
onspolitik vorgestellt, die im Rahmen des 
Projektes von einem interdisziplinären Ex-

Acht Städte erproben neue 
Integrationskonzepte für Zuwanderer

pertenforum aus Prakti-
kern und Wissenschaft-
lern erarbeitet worden 
sind (vgl. VM 3/2005).

Ein Praxis-Netzwerk 
aus Kommunen und 
Wohnungswirtschaft 
hatte die Aufgabe, als 
zweite Projektsäule zu 
dem Expertenforum, 
dessen  Ergebnisse 
auf die jeweils lokalen 
Zusammenhänge zu 
übertragen und umzu-
setzen, um dadurch die 
kommunale und woh-
nungswirtschaftliche 
Praxis der sozialräum-
lichen Integration von 
Zuwanderern weiter zu 
entwickeln.

Praktische Erprobung in den Städten 

Einige zentrale Ergebnisse lauten:

π  Unsere Gesellschaft misst der stadt-
räumlichen Integrationspolitik häufig 
noch zu wenig Bedeutung bei. Diese 
bleibt eine Art lokaler Fach- und Kli-
entelpolitik. Ihre zentrale Rolle für die 
Zukunft der Stadt wird damit vielfach 
unterschätzt. Integrationspolitik benö-
tigt politische Legitimation.

π  Basis für die Integrationsarbeit vor Ort 
sollte ein von den Kommunalparlamen-
ten verabschiedetes integrationspoli-
tisches Konzept sein.

π  Stadträumliche Integrationspolitik 
braucht Netzwerke und Kooperationen 
sowie ausreichende personelle und fi-
nanzielle Ressourcen.

π  Die Bündelung von Ressourcen und ein 
ressortübergreifender Politikansatz sind 
Voraussetzung für eine erfolgreiche In-
tegrationsarbeit vor Ort. Das Bund-Län-
der-Programm „Soziale Stadt“ hat hier 
wichtige Anstöße gegeben.

π  Die integrationspolitischen Ansätze in 
den Städten müssen Teil der auf Dau-
er angelegten Regelinstrumentarien 
kommunaler Daseinsvorsorge werden. 
Kurzfristige „Strohfeuerprojekte“ ver-
brennen finanzielle Ressourcen und 
wirken negativ auf die Motivation und 
das Engagement der Akteure vor Ort.

π  Die zentralen Politikfelder zur Verbesse-
rung der Integration auf Stadtteilebene 
sind aus Sicht der beteiligten Städte die 
Bereiche Bildung, ethnische Stadtteil-
ökonomie und Partizipation.

Projekt Elternbildung 
im Programm „Lokales Kapital für soziale Zwecke“

Sprachkurse für Mütter mit Migrationshin-
tergrund im Programm „Lokales Kapital für 
soziale Zwecke“
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Die Ergebnisse der Praxisphase des 
Projekts sind als Bericht „Stadträum-
liche Integrationspolitik, Umsetzung 
der Empfehlungen“ des Projekts 
„Zuwanderer in der Stadt“ kostenlos 
unter www.zuwanderer-in-der-stadt.de 
herunterzuladen.

Die Ergebnisse der Begleitforschung 
zum Verbundprojekt können dort on-
line gegen eine Schutzgebühr von 
8 Euro oder direkt bei der Schader-
Stiftung, Projektgeschäftsstelle „Zu-
wanderer in der Stadt“, Darmstadt 
Tel.: 06151 1759-0
Fax: 06151 1759-25
E-Mail: kontakt@schader-stiftung.de 
bestellt werden.

π  Die Kooperation mit den Wohnungsun-
ternehmen ist ein wichtiger Baustein 
zur Verbesserung der Integration in den 
Wohnquartieren.

In der Pressemitteilung der Projektge-
schäftsstelle wurde hinzugefügt, dass 
mit der Veräußerung kommunaler und 
öffentlicher Wohnungsunternehmen an 
ausschließlich renditeorientierte Finanzin-
vestoren ein integrationspolitisches Steue-
rungsinstrument verloren gehe. 

Treffpunkt Eisdiele, Berlin-Kreuzberg, 
Wrangelkiez

Fachöffentliches Forum in Kassel 

Die Zusammenarbeit mit Eigen-
tümern im Stadtumbau stand 
im Mittelpunkt des vierten 
fachöffentlichen Forums im Ex-
WoSt-Forschungsfeld Stadtum-
bau West, das das Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) mit 
dem Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung am 21. und 
22. September 2006 veranstal-
tete.

Viele Kommunen stehen vor 
der Herausforderung, in Zu-
sammenarbeit mit Eigentümern Stadtum-
bau-Strategien zu entwickeln, die stand-
ortspezifischen Eigentumsverhältnissen 
Rechnung tragen und die Immobilien- 
und Grundstücksbesitzer zur Mitarbeit 
bewegen. 

Einen einführenden Vortrag zum Thema 
„Stadtumbau – ein Kooperationsprozess 
öffentlicher und privater Akteure“ hielt 
Dr. Ulrich Hatzfeld, Unterabteilungsleiter 
Stadtentwicklung im BMVBS. 

Nach einem Erfahrungsbericht aus Hes-
sen zur „Integration privater Akteure im 

Stadtumbau West – Die Zusammenarbeit 
mit Eigentümern im Stadtumbau

Stadtumbau“ und einem Über-
blick über den Stand der „Zu-
sammenarbeit mit Eigentümern 
im Stadtumbau der Pilotstädte 
des ExWoSt-Forschungsfeldes 
Stadtumbau-West“ folgten ei-
ne Reihe unmittelbarer Erfah-
rungsberichte aus der Praxis. 
Dazu wurden die Praxisberichte 
in die zwei Gruppen „Zusam-
menarbeit mit privaten Klein-
eigentümern im Stadtumbau“ 
und „Zusammenarbeit mit 
Wohnungsunternehmen“ un-
terteilt. 

Erste Zwischenberichte zum Stadtumbau 
Ost zeigen, dass die Zusammenarbeit mit 
Wohnungsunternehmen „leichter“ verläuft 
als mit vielen Kleineigentümern. Beson-
ders schwierig wird die Zusammenarbeit, 
wenn die Eigentümer von Wohnungsbe-
ständen häufiger wechseln.

Insgesamt stieß das Thema auf großes 
Interesse beim Fachpublikum aus über 
200 Teilnehmern aus Politik, Stadt- und 
Landschaftsplanung, Wohnungswirtschaft, 
Architektur, Wirtschaftsförderung und 
Wissenschaft. 

Richtig Modernisieren

Veranstaltungsreihe Technik 
des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest

Die Sanierung der Wohnungsbestände 
– insbesondere aus den 50er und 60er 
Jahren – ist derzeit eine Hauptaufgabe 
der Wohnungswirtschaft. Besonders bei 
der energetischen Modernisierung tre-
ten immer noch Probleme und Mängel 
auf, die durch eine sachgerechte Pla-
nung vermieden werden könnten. 

In der gemeinsamen Veranstaltungs-
reihe Technik des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest 
findet am 7. Dezember 2006 im EBZ 

– Europäisches Bildungszentrum in 
Bochum eine Fachtagung statt, in der 
aktuelle, typische Problemstellungen 
bei der Modernisierung aufgegriffen 
und Hinweise zur Weiterentwicklung 
der Anerkannten Regeln der Technik 
gegeben werden. 

Ziel der Tagung ist es, typische Schä-
den der Vergangenheit aufzuzeigen 
und Hilfestellung zu geben, um bei 
der Behebung alter Schäden neue zu 
vermeiden.
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Bei der Konferenz „Älter werden in Deutsch-
land – Kommunen stellen sich der He-
rausforderung“ kamen am 14. September 
2006 in Bonn rund 150 Bürgermeister aus 
ganz Deutschland zusammen. Sie disku-
tierten über die Auswirkungen der demo-
graphischen Entwicklung auf das Leben in 
den Gemeinden und Städten.

„Jeder Euro, den Kommunen in eine se-
niorengerechte Infrastruktur investieren, 
stärkt die Zukunftsfähigkeit des Stand-
orts“, gab der Parlamentarische Staatssek-
retär im Bundesministerium für Familie, 

Städte sollen Erfahrung und Wissen der Senioren nutzen
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 
Dr. Hermann Kues, den Bürgermeistern 
mit auf den Weg. 

Die zentrale Herausforderung bestehe 
darin, die lokalen Infrastrukturen an die 
spezifischen Bedarfe älterer Menschen 
anzupassen: „Ältere Menschen sind ein 
Aktivposten, sie verfügen über reiches 
Erfahrungswissen, hervorragende Kom-
petenzen und wichtige Schlüsselqualifika-
tionen. Ein stärkeres Engagement älterer 
Menschen eröffnet neue Chancen für uns 
alle“, so Hermann Kues. 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund, 
einer der Veranstalter der Konferenz, wies 
auf die Erfordernis einer Neuorientierung 
der kommunalen Seniorenpolitik hin. 
„Das kann aber nur gelingen, wenn die 
Politik endlich die Kommunen stärkt und 
ihre Finanzausstattung verbessert“, erklär-
ten sein Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd 
Landsberg und sein Präsident Roland 
Schäfer.  

Konferenz „Älter werden in Deutschland“

Neues Gesetz in Schleswig-Holstein

Schleswig-Holstein hat nun neben Ham-
burg und Hessen als drittes Bundesland 
einen rechtlichen Rahmen zur Aufwertung 
urbaner Quartiere geschaffen.

Das Gesetz über die Einrichtung von Part-
nerschaften zur Attraktivierung von City-, 
Dienstleistungs- und Tourismusbereichen 
(PACT-Gesetz) trat am 27. Juli 2006 in 
Kraft. Ziel ist die Verbesserung der wirt-
schaftsstrukturellen und städtebaulichen 
Situation in den Städten und Kommunen 
durch privates Engagement. Das Gesetz 
eröffnet den Kommunen die Möglichkeit, 
die urbanen Einzelhandels- und Dienst-
leistungsstrukturen sowie Tourismusbe-
reiche effektiver zu stärken. 

PACT will die Aufwertung 
urbaner Quartiere vorantreiben

Mit dem PACT-Gesetz, so das Landesin-
nenministerium, werden nicht nur die 
Möglichkeiten privaten Engagements im 
öffentlichen Raum, sondern gleichzeitig 
die Kommunen in ihrer kommunalen 
Planungshoheit und Selbstverwaltung ge-
stärkt. Die Rechte des einzelnen Betrof-
fenen auf die Abwehr von Verpflichtungen 
und Maßnahmen würden gewahrt.

Der gesetzliche Rahmen ist als ein Angebot 
an Gemeinden zu verstehen, die insbeson-
dere auf private Initiative hin, abgegrenzte 
Bereiche durch Satzung festlegen können. 
Das Gesetz ist mit fünf Paragraphen kurz 
gehalten und enthält die wichtigen Rege-
lungen zur Umlagenerhebung und zum 
sogenannten Negativvotum.  

Der DV – Deut-
scher Verband 
für Wohnungs-
wesen, Städte-
bau und Raum-
ordnung, Berlin, 
wurde in diesem 

Jahr 60 Jahre alt. Im Rahmen einer 
Festveranstaltung am 28. September 
2006 wurden aus diesem Anlass die 
Auswirkungen der sich wandelnden 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
auf die Stadtentwicklung diskutiert.

In der vorausgegangenen Mitglie-
derversammlung, die erstmalig vom 
neuen Präsidenten Gernot Mittler 
geleitet wurde, wurde u. a. Burghard 
Schneider, Direktor des VdW Rhein-
land Westfalen, in den Verbandsrat 
des DV gewählt.

DV besteht 
seit 60 Jahren

Festveranstaltung 
in Berlin

Neue Wege zur Stadtentwicklung erkundet

Landespressekonferenz Saar in NRW

Die Landespressekonferenz Saar infor-
mierte sich vom 5. bis 7. Oktober 2006 
über die Bewältigung des demogra-
phischen und strukturellen Wandels in 
Nordrhein-Westfalen.

Die vom VdW Rheinland Westfalen 
organisierte Informationsreihe führte 
die 20 Journalisten nach Düsseldorf, 
Bochum, Herne, Dortmund, Essen und 
Köln, wo ihnen von Prof. Dr. Volker Ei-
chener (InWIS, Bochum) anhand vieler 
städtebaulicher Beispiele Möglichkeiten 

für ein zukunftsicheres Wohnen und 
Leben gezeigt wurden. Ein Informati-
onsgespräch mit Burghard Schneider, 
Verbandsdirektor des VdW Rheinland 
Westfalen, über neue Wege zur Stadt-
entwicklung rundete das Programm ab.


